
gebung — berücksichtigt werden muß, um zu einem har­
monisch abgestimmten, sinnvollen und gerechten 
System des Einsatzes der verschiedenen Verantwort­
lichkeitsformen zu kommen. Schuldhafte Schädigungs­
handlungen werden so wirksamer zurückgedrängt, und 
die Effektivität des sozialistischen Rechts wird erhöht. 
Mit der weiteren Durchsetzung des neuen ökonomischen 
Systems in der Landwirtschaft wächst die Rolle des 
Gewinns als Maßstab der Leistung von Arbeitsgruppen 
und Brigaden. Damit wird gleichzeitig das Interesse der 
Genossenschaftsbauern immer enger mit den ökonomi­
schen Interessen ihrer LPG verknüpft und das um so 
mehr, je stärker zu einer differenzierten Vergütung auf 
der Grundlage von Verträgen oder des erzielten End­
produkts übergegangen wird8. Dadurch wächst auch ihr 
Interesse an der Verbesserung der Planung und Leitung 
der Produktion, an einer sozialistischen Arbeitsorgani­
sation und an dem Schutz des sozialistischen Eigentums. 
Die Interessen der Genossenschaftsbauern verschmel­
zen immer stärker mit dem Interesse der gesamten 
Gesellschaft, ökonomische Verluste weitgehend auszu­
schließen, bei eingetretenen schuldhaften Schädigungen 
jedoch den Hebel der disziplinarischen und materiellen 
Verantwortlichkeit zur erzieherischen Einwirkung, 
künftigen Verhütung und wirkungsvollen Wiedergut­
machung anzuwenden.
Damit werden die disziplinarische und die materielle 
Verantwortlichkeit immer mehr zu geeigneten Formen 
der Verantwortung des Schädigers vor der Genossen­
schaft. Diesen Gedanken äußerte S t r e i t 9  bereits vor 
zwei Jahren, zwar in erster Linie hinsichtlich der ma­
teriellen Verantwortlichkeit; dieser Gedanke gilt aber 
mit gleicher Berechtigung auch für die LPG-rechtliche 
disziplinarische Verantwortlichkeit. Dabei darf natür­
lich die Geltendmachung materieller oder disziplinari­
scher Verantwortlichkeit nicht zur Verletzung LPG- 
rechlLcher Bestimmungen oder zu gesetzloser Verfol­
gung führen.

Dit materielle und disziplinarische Verantwortlichkeit 
im künftigen Strafrecht

Bei den Arbeiten am neuen StGB wurde von R e n n e ­
b e r g  u n d  W e b e r  vorgeschlagen, die materielle Ver­
antwortlichkeit für Straftaten im Allgemeinen Teil des 
StGB zu regeln, um ihrer spezifischen erzieherischen 
Funktion im Strafverfahren stärker Geltung zu ver­
schaffen. Gleichzeitig soll damit im materiellen Straf­
recht die Grundlage für die Behandlung des Schaden­
ersatzanspruches des Geschädigten geschaffen werden. 
Folgende Bestimmung wurde vorgeschlagen:

..Bei Straftaten, die materielle Schäden zur Folge ge­
habt haben, ist darauf hinzuwirken, daß im Straf­
verfahren Schadenersatzansprüche nach den Bestim­
mungen des Arbeits-, LPG- oder Zivilrechts geltend 
gemacht werden, um diese zur Verstärkung der er­
zieherischen Wirksamkeit des Strafverfahrens zu 
nutzen.“

Damit soll ausgedrückt werden, daß die materielle Ver­
antwortlichkeit ggf. neben die strafrechtliche treten 
kann. Der Geschädigte soll das Recht erhalten,
»  Vgl. W. Ulbricht. „Das Geheimnis unserer Erfolge besteht im 
Bündnis der Arbeiterklasse mit den Bauern“, Rede auf dem 
IX. Bauernkpngreß, Neues Deutschland vom 28. Februar 1966, 
Ausg. B, S. 3, und Ewald, „Die Erhöhung der Erträge und die 
weitere Anwendung der NÖS in der sozialistischen Landwirt­
schaft der DDR“, Rede auf dem IX. Bauernkongreß, Neues 
Deutschland vom 27. Februar 1966, Ausg. B, S. 3 ft.
9 streit führte in seinem Beitrag „Neue ökonomische Hebel, 
genossenschaftliche Demokratie und Rechtspflege“ (Neues 
Deutschland vom 10. Juli 1964, Ausg. B, S. 5) aus, daß der 
Schadenersatzanspruch der Genossenschaft ein bedeutsames 
Mittel zum Schutz des gesellschaftlichen Eigentums vor Scha­
den durch die eigenen Mitglieder bildet und hervorragend ge­
eignet ist, die Genossenschaftsbauern zur sorgsamen und ge­
wissenhaften Erfüllung der gesellschaftlichen Pflichten, zur 
Ehrlichkeit gegenüber der LPG und dem Arbeiter-und-Bauern- 
Staat zu erziehen.

Schadenersatzansprüche im Strafverfahren geltend zu 
machen. Diese Regelung bringt im Prinzip keine Ände­
rung gegenüber den §§ 268 ff. StPO.
Entsprechend der gewachsenen Bedeutung der materiel­
len Verantwortlichkeit wird jedoch weiter vorgeschla- 
gen, daß unter bestimmten Voraussetzungen zwar ein 
Strafverfahren durchgeführt werden, dieses aber mit 
der ausschließlichen Anwendung materieller Verant­
wortlichkeit abschließen kann. Das soll dann zulässig 
sein, wenn mit dieser Maßnahme der erzieherische 
Zweck des Strafverfahrens erreicht und deshalb vom 
Ausspruch einer Strafe abgesehen werden kann. 
Schadenersatz an Stelle einer Strafe soll demzufolge 
nur durch gerichtliches Urteil festgesetzt werden kön­
nen. Der entsprechende Vorschlag lautet:

„Liegen bei einer derartigen Straftat die Voraus­
setzungen für die Übergabe an ein gesellschaftliches 
Organ der Rechtspflege nicht vor, kann jedoch der Er­
ziehungszweck des Strafverfahrens durch eine Verur­
teilung zum Schadensersatz erreicht werden, ist das 
Verfahren auf diese Art zum Abschluß zu bringen 
und von Strafe abzusehen.“

Damit wird die materielle Verantwortlichkeit als ein­
zige Maßnahme rechtlicher Verantwortlichkeit für eine 
Straftat zugelassen. Sie wird durch die gerichtliche Ent­
scheidung eine staatliche Sanktion ohne Strafcharakter. 
Mit diesem Vorschlag, der auf eine ähnliche Regelung 
im sowjetischen Strafrecht zurückgeht10 11, wird an die 
positiven Erfahrungen der gesellschaftlichen Rechts­
pflegeorgane mit der Verpflichtung zur Wiedergut­
machung eines angerichteten Schadens und der Bestäti­
gung derartiger, freiwillig abgegebener Verpflichtun­
gen eines Bürgers angeknüpft11. Die Gerichte erhielten 
damit eine ähnliche Entscheidungsmöglichkeit.
Dieser Vorschlag wirft die Frage auf, ob Strafsachen, 
die zur Übergabe an gesellschaftliche Rechtspflege­
organe ungeeignet sind, bei denen aber die materielle 
Verantwortlichkeit zur Erziehung des Täters ausreicht, 
erst vor Gericht gebracht werden müssen ober ob nicht 
schon der Staatsanwalt das Verfahren unter der genann­
ten Voraussetzung einstellen sollte. Sicherlich kann in 
Einzelfällen erst in der Hauptverhandlung deutlich 
werden, daß die Verurteilung zu materieller Verant­
wortlichkeit den erstrebten Erziehungszweck erfüllt. 
Diesen Umstand darf man jedoch nicht zum Haupt­
grund für die Anwendung dieser Bestimmung machen, 
noch dazu er möglicherweise auf ungenügende Arbeit 
im Verfahren zurückzuführen ist. Es kommt hinzu, daß 
nach den bisherigen Vorschlägen zur StPO der Staats­
anwalt das Ermittlungsverfahren abschließend einstel­
len kann, wenn nach dem StGB ein Absehen von Strafe 
in Betracht kommt. Er dürfte danach also ein Strafver­
fahren etwa in den Fällen des heutigen § 9 StEG ein­
stellen. Eine ähnliche Norm, in der insbesondere gefor­
dert wird, daß der Täter bereits Anstrengungen zur 
Wiedergutmachung schädlicher Auswirkungen seiner 
Tat unternommen hat, soll den Wegfall der strafrecht­
lichen Verantwortlichkeit vorsehen. Voraussetzung für 
ihre Anwendung durch Staatsanwalt oder Gericht ist, 
daß das geforderte Verhalten des Täters Im jeweiligen 
Stadium des Verfahrens bereits vorliegt und er aus 
eigener Einsicht wiedergutmacht. Ist das der Fall, dann 
besteht keine gesellschaftliche Notwendigkeit mehr für 
die Durchführung einer Hauptverhandlung. Im Gegen­
satz dazu erfordern die zuerst genannten Fälle noch die 
Ausschöpfung der rechtlichen Möglichkeiten zur Ein­
flußnahme auf das Denken und Handeln des Täters. 
Die Durchsetzung der materiellen Verantwortlichkeit

10 Siehe hierzu Art. 32 des StGB der RSFSR, der ausdrücklich 
als Strafart die Auferlegung der Pflicht zur Wiedergutmachung 
des verursachten Schadens kennt.
11 Ziff. 32 der Richtlinie über die Bildung und Tätigkeit der 
Schiedskommissionen.
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